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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Anfrage Daniel Gander / Charles Brönnimann 2015-CE-152 
Gebrauchtwagenausstellungen entlang der Strasse und 
Verwendung von Händlerschildern «U» 

I. Anfrage 

Zurzeit tauchen entlang unserer Kantonsstrassen zahlreiche Ausstellungen von Gebrauchtwagen 
auf. Interessanterweise sind einige dieser Ausstellungen gesetzeskonform, während andere den 
geltenden Bestimmungen nicht ganz oder gar nicht entsprechen, namentlich was ökologische 
Bestimmungen und solche zum Gewässerschutz betrifft. 

Zudem haben und verwenden manche Autohändler «U»-Schilder. Diese Fahrzeughalter sind Teil 
von Briefkastenfirmen, welche die allgemeinen Bestimmungen für den Besitz von Händlerschildern 
oft nicht einhalten. Sehr oft verwenden und missbrauchen sie die Schilder entgegen der geltenden 
Bestimmungen für ihre persönlichen Zwecke und für Fahrten ins Ausland. 

Aufgrund dieser Ausführungen erlauben wir uns, folgende Fragen zu stellen: 

1. Wie viele Ausstellungen von Gebrauchtwagen zählt der Kanton Freiburg? 

2. Führen die kantonalen Stellen Kontrollen durch, um sicherzugehen, dass die Ausstellungen den 
geltenden Vorschriften entsprechen? 

3. Gab es in den letzten Jahren Anzeigen gegen Aussteller wegen Nichteinhaltung der 
Vorschriften? 

4. Die Inhaber von Händlerschildern «U» dürfen diese offenbar nur für Probefahrten benutzen. Ist 
es normal, dass manche in Fahrzeugen mit solchen Schildern ins Ausland fahren oder private 
Ausfahrten bzw. Fahrten für ihre persönlichen Zwecke unternehmen? 

5. Wie viele Fahrzeughalter wurden 2014 wegen Missbrauchs des Händlerschilds «U» angezeigt? 

21. Mai 2015 

II. Antwort des Staatsrats 

Entsprechend Artikel 27 der Bundesverfassung (BV; SR 101) ist die Wirtschaftsfreiheit für den 
Gebrauchtwagenhandel gewährleistet und anwendbar. 

Für die Einrichtung von ständigen Gebrauchtwagenausstellungen ist in erster Linie das 
Einverständnis der Gemeindebehörden erforderlich. Diese müssen sich vergewissern, dass die 
Ausstellungsplätze diversen Anforderungen entsprechen: Umweltschutz, Vereinbarkeit der 
Tätigkeit mit der Zonennutzung und weitere baupolizeiliche Anforderungen. Zu diesem Zweck hat 
das Amt für Umwelt (nachfolgend: das AfU) im Januar 2011 ein Informationsblatt zur Einlagerung 
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von Fahrzeugen ausserhalb von Gebäuden herausgegeben hat, das unter folgender Adresse 
verfügbar ist: http://www.fr.ch/eau/files/pdf35/lagerung_fahrzeugen.pdf. Es beschreibt, welche 
Arten von Fahrzeugen auf wasserundurchlässigen bzw. auf wasserdurchlässigen Aussenflächen 
abgestellt werden dürfen. 

Die Bedingungen für die Erteilung und die Nutzung von Kollektiv-Fahrzeugausweisen sind in den 
Artikeln 22 ff. der Verkehrsversicherungsverordnung vom 20. November 1959 (VVV, SR 741.31) 
festgelegt. 

Ein Kollektiv-Fahrzeugausweis (Händlerschilder U) ist für den Gebrauchtwagenhandel nicht 
obligatorisch. Er ist jedoch notwendig, damit allfällige Käufer unbegleitete Testfahrten mit dem 
gewünschten Fahrzeug unternehmen können. Er ist ebenfalls obligatorisch für Probefahrten mit 
Fahrzeugen, die repariert wurden, oder damit Sachverständige Fahrzeuge begutachten können 
(Art. 24 Abs. 3 Bst. b und d und Art. 25 Abs. 3 VVV). Die Erteilung von Kollektiv-
Fahrzeugausweisen erfolgt durch das Amt für Strassenverkehr und Schifffahrt (nachfolgend: das 
ASS). Das ASS stützt sich bei der Prüfung der Gesuche auf folgende Elemente: 

a) Qualifikationen und Berufserfahrung des Gesuchstellers, Strafregisterauszug;  

b) Betreibungs- und Konkursregisterauszug, Handelsregister; 

c) Stellungnahme der Gemeindebehörde betreffend den Betrieb des Unternehmens; 

d) Stellungnahme des AfU, des Arbeitsinspektorats (Amt für den Arbeitsmarkt) sowie des 
Automobil Gewerbe Verbands Schweiz / Sektion Freiburg. 

Diese Unterlagen sind bei der Ersterteilung eines Kollektiv-Fahrzeugausweises sowie bei seiner 
Übertragung nach einem Wechsel des Eigentümers oder des Betreibers erforderlich. Bei 
Unternehmen mit geringem Geschäftsvolumen wird die Situation regelmässig überprüft: Wenn der 
Ausweisinhaber keine ausreichende Geschäftstätigkeit nachweisen kann, wird der Kollektiv-
Fahrzeugausweis entzogen. 

Demzufolge beantwortet der Staatsrat die gestellten Fragen wie folgt: 

1. Wie viele Ausstellungen von Gebrauchtwagen zählt der Kanton Freiburg? 

Die Zahl ist nicht verfügbar weil einerseits kein Register für Gebrauchtwagenausstellungen geführt 
wird und andererseits für den Gebrauchtwagenhandel keine Bewilligung notwendig ist.  

2. Führen die kantonalen Stellen Kontrollen durch, um sicherzugehen, dass die Ausstellungen den 

geltenden Vorschriften entsprechen? 

Bei der Eröffnung oder Übernahme einer Garage müssen die Gemeindebehörden konsultiert 
werden. Diese untersuchen die Konformität mit dem Zonennutzungsplan sowie die Konformität der 
Räumlichkeiten und Aussenflächen im Hinblick auf die vorgesehene Tätigkeit (Feuerbekämpfung, 
qualitative und quantitative Anforderungen an Parkplätze, vor allem zur Lagerung von Fahrzeugen, 
die nicht in Betrieb sind usw.). 

Der Umbau von Räumlichkeiten zu einer Garage unterliegt in Anwendung des Raumplanungs- und 
Baugesetzes vom 2. Dezember 2008 (RPBG; SGF 710.1) der Baubewilligungspflicht im Sinne von 
Artikel 135 RPBG. Anwendbar ist das ordentlichen Bewilligungsverfahren (Zuständigkeit der 
Oberamtsperson), da zumeist ein Umbau notwendig ist (Art. 84 Bst. b des Ausführungsreglements 
vom 1. Dezember 2009 zum Raumplanungs- und Baugesetz, RPBR) oder da die Änderung als 
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Nutzungsänderung von Räumen oder Änderungen von Anlagen, die die Umwelt beeinträchtigen 
könnten, betrachtet werden muss (Art. 84 Bst. c RPBR). Es ist anzumerken, dass auch 
Nutzungsänderungen, die weder Arbeiten erfordern noch die Umwelt beeinträchtigen, eine 
Bewilligung von Seiten der Gemeinde erfordern (Art. 85 Abs.  1 Bst. c RPBR). Demzufolge muss 
in allen Fällen und auch im Fall von Gebrauchtwagenausstellungen entlang der Kantonsstrassen ein 
Baubewilligungsgesuch eingereicht werden. 

Bezogen auf die von den Grossräten Daniel Gander und Charles Brönnimann angesprochene 
Situation bedeutet dies, dass es der Gemeinde als Aufsichtsbehörde im Bauwesen (Art. 165 RPBG) 
obliegt, den Eigentümer zur Einreichung eines Baubewilligungsgesuchs anzuhalten. Wenn es die 
Sicherheit, die Hygiene oder der Kultur- oder Naturgüterschutz erfordern, kann die Gemeinde die 
Eigentümerschaft auffordern, Deponien jeglicher Art zu entfernen (Art. 170 RPBG). In diesem Fall 
kann sie also eine Polizeimassnahme (Art. 170 Abs. 1 RPBG) verfügen und die Entfernung der 
Fahrzeuge anordnen. Wird der Aufforderung nicht Folge geleistet, so kann die Gemeinde die 
Arbeiten auf Kosten der Eigentümerschaft ausführen lassen (Art. 171 Abs. 1 RPBG). Wenn nötig 
meldet sie die Situation der Oberamtsperson, die dafür zuständig ist, ein Verbot der widerrechtliche 
Tätigkeit auszusprechen (Art. 167 RPBG). 

3. Gab es in den letzten Jahren Anzeigen gegen Aussteller wegen Nichteinhaltung der 

Vorschriften? 

Was den Gewässerschutz betrifft werden Anzeigen nur dann an die Staatsanwaltschaft überwiesen, 
wenn Gewässer verschmutzt wurden oder ein Verstoss im Sinne der Artikel 70 und 71 des 
Bundesgesetzes vom 24. Januar 1991 über den Schutz der Gewässer (GSchG; SR 814.20) oder im 
Sinne von Artikel 61 des kantonalen Gewässergesetzes vom 18. Dezember 2009 (GewG; 
SGF 812.1) vorliegt. In den letzten Jahren gab es keine Anzeigen wegen in der Anfrage genannter 
Verstösse. 

4. Die Inhaber von Händlerschildern «U» dürfen diese offenbar nur für Probefahrten benutzen. Ist 

es normal, dass manche in Fahrzeugen mit solchen Schildern ins Ausland fahren oder private 

Ausfahrten bzw. Fahrten für ihre persönlichen Zwecke unternehmen? 

Die Verwendung des Kollektiv-Fahrzeugausweises wird in Artikel 24 VVV definiert. Die 
Fahrzeuge müssen betriebssicher sein und den Vorschriften entsprechen mit Ausnahme von 
Fahrten, die zur Feststellung eines Mangels oder zur Kontrolle seiner Behebung erforderlich sind. 

Händlerschilder dürfen verwendet werden bei Fahrten für die Behebung von Pannen, zum 
Abschleppen sowie zum Überführen und Erproben von Fahrzeugen. Die Fahrten müssen mit dem 
Handel oder der Reparatur von Fahrzeugen in Zusammenhang stehen. Artikel 25 VVV nennt die 
Personen, die einen solchen Fahrzeugausweis benutzen dürfen: Betriebsinhaber oder -leiter und 
deren nahe Verwandte sowie Angestellte des Betriebs. Betriebsleiter können Drittpersonen 
erlauben, den Fahrzeugausweis im Interesse des Betriebs bei der Überführung eines Fahrzeugs zu 
benutzen. Wie bereits erwähnt dürfen zudem potentielle Käufer ohne Begleitung Fahrzeuge mit 
Händlerschild fahren. Über diese Fahrten ist ein Verzeichnis zu führen, dass der Inhaber des 
Kollektiv-Fahrzeugausweises zwei Jahre aufbewahren muss. 

Private Fahrten und Fahrten für persönliche Zwecke der Inhaber von Händlerschildern sind 
demnach in den Gesetzesbestimmungen, welche die Verwendung des Kollektiv-Fahrzeugausweises 
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regeln, nicht vorgesehen. Es ist jedoch schwierig, die Verwendung für rein private Zwecke 
nachzuweisen. 

Was Fahrten ins Ausland betrifft, so beschränken die Bestimmungen der VVV die Verwendung der 
Händlerschilder nicht auf Schweizer Gebiet. Die Verwendung im Ausland ist erlaubt, wird jedoch 
nicht empfohlen, da je nach Land Probleme mit den Polizei- oder Zollbehörden möglich sind. 

5. Wie viele Fahrzeughalter wurden 2014 wegen Missbrauchs des Händlerschilds «U» angezeigt? 

Es gab keine Anzeigen wegen Verstosses gegen die Bestimmungen der Artikel 22 ff. VVV. 
Allerdings gab es einen Fall, in dem ein Ausweisinhaber regelmässig Händlerschilder verwendete, 
obwohl ihm der Führerausweis entzogen worden war. 

25. August 2015 


